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A. Bericht des Abgeordneten Burgemeister 


Der Entschließungsantrag der Fraktion der FDP — 
Umdruck 281 — wurde in der 75. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 12. Juni 1959 anläßlich der 
Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1959 
dem Ausschuß für Verteidigung federführend und 
dem Haushaltsausschuß mitberatend überwiesen. 

Der Ausschuß für Verteidigung hat den Antrag in 
mehreren Sitzungen, zuletzt in der 81. Sitzung am 
23. Marz I960, beraten und ist — in Übereinstim- 
mung mit den Beschlüssen des mitberatenden Haus- 
haltsausschusses — zu folgendem Ergebnis ge- 
kommen: 

1. Erhöhung der Friedensstärken der NATO-Kon- 
tingente der Bundeswehr (Umdruck 281 Nr. 1) 

Der Ausschuß kam zu der Überzeugung, daß zur 
Zeit keine Möglichkeit bestehe, dem Antrag zu ent- 
sprechen, weil das Bundesministerium für Verteidi- 
gung ohnehin die ihm zur Verfügung stehenden 
Stellen noch besetzen muß. Deshalb kam er zu dem 
Schluß, daß Ziffer 1 des Umdrucks 281 durch die 
Beschlußfassung zum Haushaltsgesetz 1960 erledigt 
sei. 

2. Übernahme von ausscheidenden Soldaten auf Zeit 
in den öffentlichen Dienst (Umdruck 281 Nr. 2) 

Der Ausschuß war mit Mehrheit und in Überein- 
stimmung mit dem Haushaltsausschuß der Auffas- 


sung, daß das gegenwärtig angewandte System der 
Berufsförderung von Soldaten bestehenbleiben solle, 
weil es nach den bisherigen Erfahrungen voll aus- 
reiche. 

Die Antragsteller wiesen demgegenüber darauf 
hin, daß ihnen über die derzeitigen Möglichkeiten 
hinweg daran läge, bessere Voraussetzungen für den 
Dienst als Soldat auf Zeit zu schaffen und damit eine 
entsprechende Werbewirkung zu erzielen. 

Von der Mehrheit wurde darauf verwiesen, daß 
dazu die rechtlichen Voraussetzungen fehlten. Im 
Gegensatz zu der früheren Regelung des Versor- 
gungsanwärters bestehe heute keine Möglichkeit, 
Dienstherren im Bereich der Länder und Kommunal- 
verwaltungen Pflichtquoten für unterzubringende 
Soldaten aufzuerlegen. 

3. Heimatverteidigung (Umdruck 281 Nr. 3) 

Nach einem umfassenden Bericht des Bundes- 
ministeriums für Verteidigung über die Gesamt- 
situation der Verteidigungsbereitschaft wurde auch 
das Problem der Heimatverteidigung vom Ausschuß 
eingehend behandelt. Mit Einverständnis der An- 
tragsteller wurde daraufhin Nr. 3 des Umdrucks 281 
für erledigt erklärt. 


Bonn, den 7. April 1960 


Burgemeister 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entschließungsantrag — Umdruck 281 — 

in Nr. 1 durch die Beschlußfassung zum Haushalts- 
gesetz 1960 für erledigt zu erklären, 

in Nr. 2 abzulehnen, 

in Nr. 3 durch die Beratung im Ausschuß für Ver- 
teidigung für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 7. April 1960 


Dr. Jaeger 

. Vorsitzender 


Burgemeister 

Berichterstatter 



